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Oriantierungssatz: 
Besteht die gem&Z Artikel 121(2) EPU nachzuholende 
Handlung in der Einreichung einer Erwiderung auf einen 
PrQfungsbescheid, so wird die versaurrtte Handlung nicht 
durch die Einreichung eines Fristgesuchs für die 
beabsichtigte Erwiderung nachgeholt. 

Es fehit an der erforderlichen Sorgfalt, wenn der Saumige 
nach Zustellung einer Mitteilung Qber einen Rechtsverlust 
gem&S Regel 69 EPU am Ende der Frist des 
Artikels 121(2) EPU einen Weiterbehandlungsantrag stellen 
will, ohne sicherzustellen, daf, er zu diesem Zeitpunkt 
auch in der Lage ist, die versäumte Handlung nachzuholen. 
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Sachverhalt und Anträge 

Die europaische Patentanmeldung Nr. 86 111 864.4 wurde 

am 27. August 1986 eingereicht. Der Amnelder, 

E. PLAKSIN, wurde mit Vollmacht vom 20. Mai 1987 durch 

den zugelassenen Vertreter, Herrn KLAUS FRITSCH, 

vertreten. 	 - 

Am 3. Mai 1989 er1ie1, die PrQfungsabteilung einen ersten 

Prüfungsbescheid an den zugelassenen Vertreter; dieser 

Bescheid blieb ohne Erwiderung. 

Infolgedessen teilte der Formalsachbearbeiter dem 

zugelassenen Vertreter mit Bescheid vom 

7. November 1989, zugesteilt am 17. November 1989, nach 

Regel 69 (1) EPU mit, dais die Anrneldung als zurück-

genommen gelte, weil der mit dem Bescheid vom 

3. Mai 1989 ergangenen Aufforderung nicht entsprochen 

worden sei. 

Am 17. Januar 1990 beantragte der zugelassene Vertreter 

die Weiterbehandlung der Arixneldung entsprechend den 

Bestirnrnungen des Artikels 121 (1) EPU und ersuchte urn 

eine Verlangerung der Frist zur Beantwortung des 

Bescheids vom 3. Mai 1989. Die entsprechende GebQhr 

wurde vom Aint am 18. Januar 1990 verbucht, wobei der 

Uberweisungsauftrag vom 17. Januar 1990 stammte. 

Am 28. Februar 1990 teilte der Formalsachbearbeiter dem 

zugelassenen Vertreter mit, dag seinem Antrag auf 

Ver1ngerung der Frist zur Beantwortung des Bescheids 

yam 3.  Mai 1989 nicht entsprochen werden kOnne, da em 

Antrag auf Gewährung einer Nachfrist nicht als Nach-

holung der versumten Handlung nach Artikel 121 (2) EPU 

gelten konne, wonach die betreffende Handlung innerhaib 

der Frist zur Stellung des Antrags auf Weiterbehandlung 

der Anrneldung nachzuholen sei. 
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In seinem am 3. April 1990 eingegangenen Schreiben blieb 

der zugelassene Vertreter dabei, daZ das mit seinern 

Antrag auf Weiterbehandlung der Amneldung gestelite 

Fristgesuch als wirksame Nachholung der versãumten 

Handlung anzusehen sei. 

Hilfsweise steilte der zugelassene Vertreter in diesern 

Schreiben vain 3. April 1990 einen Antrag auf Wiederein-

setzung in den vorigen Stand gemag Artikel 122 EPU; er 

entrichtete die betreffende Gebühr und beantwortete den 

PrQfungsbescheid vain 3. Mai 1989, holte also die 

versaumte Handlung nach. 

Zur Stutzung seines Antrags brachte er var, der 

strittige Bescheid vain 3. Mai 1989 sei nicht in der 

Anrneldungsakte eingeheftet und habe daher nicht 

rechtzeitig beantwartet werden kOnnen. 

urn Ubrigen sei es durchaus mOglich, dag er diesen 

Bescheid gar nicht erhalten habe. Da jeglicher Anhalts-

punkt für den Bescheid und dessen Verbleib fehle, sei es 
1 - 	1-. 	-' .. -, .-' -' - 	', 	, 	, 	1 .-. 	.., 1- — ,- 	- 	__ ,-. 	,- - 
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d. h. am 17. Januar 1990, einen Antrag auf Weiter-

behandlung der Anmeldung zu stellen und - urn die an 

dieses Rechtsmittel geknUpfte Frist nicht verstreichen 

zu lassen - zugleich eine Verlängerung der Frist zur 

Vornahrne der versuinten Handlung zu beantragen. 

Am 17. April 1990 teilte der Formalsachbearbeiter dem 

zugelassenen Vertreter mit, dais Machtorschungen darUber 

angestelit wurden, ob die Auslieferung des Bescheids der 

Prufungsabteilung vain 3. Mai 1989 an einen Ernpfangs-

berechtigten erfalgt sei. 

Darüber hinaus wurde der zugelassene Vertreter darUber 

unterrichtet, dag bezUglich der Zulssigkeit des Antrags 

auf Wiedereinsetzung in den varigen Stand in Anbetracht 

1985 .D 
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der Erfordernisse des Artikels 122 (2) EPU noch nicht 

gekiart sei, ob von einem Wegfall des Hindernisses am 

31. Januar 1990 auszugehen sei, als der zugelassene 

Vertreter telefonisch Uber den Inhalt des Bescheids yam 

3. Mai 1989 unterrichtet wurde, so dag die Zweimonats-

frist nach den Regein 83 und 85 (1) EPU am 2. April 1990 

abgelaufen und der am nächsten Tag eingegangene 

Wiedereinsetzungsantrag verspätet gesteilt warden sei. 

Sch1ieJlich wurde der zugelassene Vertreter nochmals 

darauf hingewiesen, dai, ein Fristver1ngerungsgesuch 

nicht als Nachholung einer versäumten Handlung nach 

Artikel 121 (2) EPU angesehen werden kOnne. 

Die yam Arnt veran1a1ten sorgfaltigen Nachfarschungen 

durch die Bundespost ergaben, da1, der Bescheid yam 

3. Mai 1989 am 5. Mai 1989 auf dem Postweg einem 

Empfangsberechtigten in der Kanzlei von Herrn Fritsch 

ausgeliefert wurde. 

Am 9. Mai 1990 wurde dieser yam Farmalsachbearbeiter 

Qber das Ergebnis der Nachforschungen unterrichtet; 

weiterhin wurde mitgeteilt, daf, somit der yam 

zugelassenen Vertreter vermutete Verlust dieses 

Dokuinents als sachliche BegrQndung für die Zulassigkeit 

des Antrags auf Wiedereinsetzung in den varigen Stand 

nach Artikel 122 (2) EPU nicht ausreiche. 

Der zugelassene Vertreter wurde aufgefordert, die Sach-

verhalte innerhaib von zwei Monaten durch die Varlage 

eidesstattlicher Erklärungen seiner Angesteliten 

klarzustellen. 

Mit Schreiben yam 18. Juli 1990 beantragte der 

zugelassene Vertreter eine Ver1ngerung der Frist zur 

Beantwortung des oben angefuhrten Bescheids yam 

9. Mai 1990 urn zwei Manate. AuIerdem wies er darauf hin, 
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behandlung der Anmeldung - mit der unter den 

gegebenen Umstnden gebotenen Sorgfaltspflicht bei 

der Nachholung der versaumten 1-landlung vereinbar sei. 

Mit Telefax vom 20. Mai 1992 legte der zugelassene 

Vertreter Beschwerde gegen diese Entscheidung yarn 

6. Mrz 1992 em. 	 - 

Die am 20. Mai 1992 angewiesene Beschwerdegebuhr wurde 

am 22. Mai 1990 yam Amt verbucht; die in Artikel 

8 (3) b) der GebQhrenordnung vorgesehene ZuschlagsgebQhr 

wurde am selben Tag entrichtet. 

In seiner am 16. Juli 1992 eingegangenen Beschwerde-

begrQndung legte der zugelassene Vertreter die Umstände 

dar, die ihn an der Einhaltung der zur Nachholung der 

versuinten Handlung gesetzten Frist von zwei Monaten, 

beginnend ab der am 17. November 1989 ergangenen 

Mitteilung uber den Rechtsverlust, gehindert htten. 

Zur StQtzung seiner Erlauterungen legte er eine 

Versicherung seiner damals bei ibm beschftigten Tochter 

Caren var. 

Mit Mitteilung vom 17. November 1992 unterrichtete der 

Berichterstatter den zugelassenen Vertreter, daS die 

weiterbehandlungsgebuhr am 18. Januar 1990, d. h. mehr 

als zwei Monate nach Zustellung der Mitteilung Qber den 

Rechtsverlust vom 17. November 1989, beirn Amt verbucht 

worden sei. 

Mit Schreiben yam 16. August 1993 legte der zugelassene 

Vertreter die Kopie eines Belegs var, wonach am 

17. Januar 1990 die telegraphische Uberweisung zur 

Zahiung der Weiterbehandlungsgebühr vorgenornmen wurde. 

t985.D 	 . . ./. . - 
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In seiner Mitteilung vom 24. September 1993 sch1of, sich 

der Berichterstatter der Analyse der ersten Instanz zur 

Sachiage in der Streitsache an, wonach der zugelassene 

Vertreter offensichtlich nicht die nach den gegebenen 

Umstanden gebotene Sorgfalt beachtet habe. 

Daraufhin beantragte der zugelassene Vertreter eine 

erneute Fristverlangerung. 

Zur Vermeidung unnôtiger Verlangerungen des Verfahrens 

erhielt der zugelassene Vertreter am 27. Januar 1994 

eine Ladung zur rnQndlichen Verhandlung am 	- 

25. April 1994. 

Die rnQndliche Verhandlung f and am 25. April 1994 statt, 

an deren Ende die nachstehende Entscheidung erging. 

Ent scheidungsgründe 

Die Beschwerde ist zulassig. 

Artikel 121 EPU bestimrnt: Gilt die europaische Patent- 

anmeldung nach Versumung einer vom Europaischen 

Patentamt bestimmten Frist als zurUckgenommen, so wird 

diese Rechtsfolge ruckg&ngig gemacht, wenn der Anmelder 

die Weiterbehandlung der Anmeldung beantragt. 

Zu diesem Zweck hat er innerhalb von zwei Monaten nach 

dem Eintreten der Rücknahinefiktion einen schriftlichen 

Antrag einzureichen sowie die Handlung nachzuholen, 

deren Versaumung den Rechtsverlust verursacht hat. 

Innerhaib dieser Frist hat er auch die entsprechende 

Gebühr zu entrichten. 

1985.D 	 . . .1-.. 
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Nach Artikel 122 EPU wird ein Anrnelder, der trotz 

Beachtung aller nach den gegebenen Urnständen gebotenen 

Sorgfait verhindert worden ist, gegenUber dem Amt eine 

Frist einzuhalten, auf Antrag wieder in den vorigen 

Stand eingesetzt, wenn der Rechtsveriust die unrnittel-

bare Folge des Fristversäurnnisses darstelit. 

Ein begrundeter Antrag ist innerhaib von zwei Monaten 

nach Wegfall des Hindernisses einzureichen; innerhaib 

dieser Frist ist auch die Handlung nachzuholen, deren 

Versãuxnung den Rechtsveriust verursacht hat, sowie die 

entsprechende GebUhr zu entrichten. 

Dieser Antrag ist nur innerhaib eines Jahres nach Ablauf 

der versàumten Frist zu1ssig. 

Im vorliegenden Fall hat der zugelassene Vertreter diese 

beiden Rechtsmittel nacheinander geltend gernacht. 

Der zugelassene Vertreter beantragte nach Ergehen der 

Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU vom 17. November 1989, 

daE die Anmeldung gemAZ Artikel 96 (3) EPU ais zurück-

genommen gait, weil der Bescheid der PrQfungsabteilung 

vom 3. Mai 1989 nicht beantwortet worden war, zunächst 

die Weiterbehandlung der Anrneldung. 

Für die Einreichung einer Stellungnahme zum Prüfungs- 

bescheid stand eine Frist von zwei Monaten ab der 

Mitteiiung Qber den Rechtsverlust zur Verfugung, die am 

17. Januar 1990 endete. 

An diesern Tag, also dem letzten Tag der Frist, wurde 

zwar ein schriftlicher Antrag auf Weiterbehandlung der 

Amneldung gestellt und die entsprechende GebQhr 

entrichtet, jedoch wurde nicht die versumte Handlung 

nachgeholt. Stattdessen beantragte der Vertreter 

lediglich die Ver1ngerung der Frist zur Stellungnahme 

1985.D 	 - _/. 
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zum PrUfungsbescheid. Besteht jedoch die versaumte 

1-landlung in der Einreichung einer sachlichen Erwiderung 

auf einen PrQfungsbescheid, so wird diese versäuinte 

Handlung nicht durch die Einreichung eines Fristgesuchs 

zur Einreichung der sachlichen Erwiderung nachgeholt, 

denn ein Fristgesuch ist nicht ein Aquivalént für die 

Handlung, die die Partei innerhaib der erbetenen Frist 

vorzunehmen gedenkt. 

Damit ist die Beschwerde insoweit nicht begrundet. 

Urn den Folgen dieser mangeinden Erfüllung des Artikels 

121 (2) EPU entgegenzuwirken, stellte der zugelassene 

Vertreter am 3. April 1990 einen Antrag auf Wiederein-

setzung in den vorigen Stand; gleichzeitig entrichtete 

er die betreffende Gebühr und beantwortete den Bescheid 

vom 3. Mai 1989 und holte somit die Handlung nach, deren 

Versäumung die Ursache des Rechtsverlusts gewesen war. 

Daher ist dieser Antrag in formaler Hinsicht nach 

Artikel 122 (2) EPU insoweit zulassig, da der Wegfall 

des Hindernisses am 12. Februar 1990 eingetreten ist, 

nm1ich als der zugelassene Vertreter eine Kopie des in 

seiner Kanzlei verlorengegangenen Bescheids yam 

3. Mai 1989 erhielt. 

Die Kamrner kann dem Antrag nicht stattgeben, da der 

Vertreter nicht alle nach den gegebenen Umständen 

gebotene Sorgfalt beachtet hat. 

Auch wenn die Kammer durchaus gelten 1a9t, daS der 

Bescheid vom 3. Mai 1989 infolge farniliärer Schwierig- 

keiten des Vertreters irn Jahre 1989 und der daraus 

resultierenden betrieblichen StOrungen in seiner 

Kanzlei, in der vornebmlich Familienmitglieder tätig 

1985.0 
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waren, nicht mehr aufzufinden ist, ändert dies nichts an 

der Tatsache, dais, der Vertreter in der Folge nicht die 

Ublicherweise zu erwartende Sorgfalt an den Tag legte. 

8. 	Wer nach Zustellung einer Mitteilung über einen Rechts- 

verlust gem&9 Regel 69 (1) EPU beabsichtigt, einen 

Antrag auf Weiterbehandlung am Ende der Zweimonatsfrist 

des Artikels 121 (2) EPU zu stellen, der mug jedenfalls 

durch zumutbare Vorkehrungen rechtzeitig sicherstellen, 

dag er am letzten Tag der Weiterbehandlungsfrist 

uberhaupt in der Lage ist, einen zulassigen Antrag auf 

Weiterbehandlung zu stellen. Dazu gehOrt insbesondere 

die Gewãhrleistung, dais innerhaib der Zweitmonatsfrist 

auch die versumte Handlung nachgeholt werden kann. Wer 

es aber trotz Zustellung einer Mitteilung über einen 

Rechtsverlust unter1It, Sorge dafQr zu tragen, dag er 

zumindest am letzten Tag der Weiterbehandlungsfrist die 

versurnte Handlung nachholen kann, der beachtet nicht 

die gebotene Sorgfalt, die Artikel 122 EPU fordert, da 

er sich in eine Situation begibt, in der es nicht sicher 

ist, daf!, er die versäurnte Handlung nachholen kann, so 

da1, eine ernste Gefahr besteht, daf!, sein Weiter -

behandlungsantrag infolge nicht rechtzeitiger Nachholung 

unzulassig sein wird. 

Der Vertreter htte im vorliegenden Fall nach Zustellung 

der Mitteilung Uber den Rechtsverlust sich vergewissern 

mUssen, daf!, er den PrUfungsbescheid besitzt und wieviel 

Zeit er für eine sachgerechte Erwiderung benOtigt. Erst 

nach dieser Prufung htte der Vertreter entscheiden 

dUrf en, wann er spätestens die Bearbeitung der Sache in 

Angriff zu nebmen hat, urn einen formgerechten und 

zulassigen Weiterbehandlungsantrag stellen zu kOnnen. 

Daran fehit es hier, da der Vertreter erst vier Tage vor 
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Ablauf der Weiterbehandlungsfrist die Bearbeitung der 

Sache in Angriff nabnt und nunrnehr zu spat feststellte, 

dag der zu beantwortende Prufungsbescheid für ihn nicht 

auffindbar war. 

Entscheidungsforme]. 

Aus diesen GrUnden wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurQckgewiesen. 

Die Geschäftsstellenbeamtin: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 
	 R.L.J. Schulte 
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